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 1. Anlass und Ziel der Planung 
 
Das Gewerbeareal Floschweg 9-13 soll umgenutzt werden. Die Firma 
Pflugfelder will hier Geschosswohnungsbau errichten. 
 

2. Erfordernis der Planaufstellung und Verfahren 
 
Erfordernis 
 
Das Gebiet liegt im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) und gehört 
noch zur erweiterten Innenstadt.  
Bereits im Jahr 1993 hat der Gemeinderat für das Quartier Kehlstraße, Gu-
tenbergstraße und Floschweg einen Einleitungsbeschluss gefasst. Schon 
damals gab es Umnutzungsbestrebungen, die aber nicht weiterverfolgt 
wurden, sodass das Bebauungsplanverfahren nicht weiterbetrieben wurde. 
Nachdem nun konkrete Planungen vorliegen, dass das Quartier für Ge-
schosswohnungsbau umgenutzt werden soll, ist die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes erforderlich. Der Einleitungsbeschluss wurde im Dezember 
2011 durch den Gemeinderat gefasst.  
Der städtebauliche Entwurf des Architekturbüros Raff sieht den Abbruch 
der der am Floschweg befindlichen Betriebsgebäude und dafür die Errich-
tung von Wohnhäusern, auch in 2. Reihe, vor. Anstatt des bisher angesie-
delten Gewerbes soll eine Wohnnutzung geschaffen werden.  
Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes werden die rechtlichen Vor-
aussetzungen für eine Neuordnung und eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung geschaffen.  
 
 
Verfahren 
 
Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Bebauungsplan zur Innenentwick-
lung) durchgeführt. Die Voraussetzungen sind gegeben. Die zulässige Grund-
fläche gemäß (§19(2) BauNVO liegt unter 20.000 m² (Plangebiet ca. 5.200 
m²). Der Bebauungsplan dient der Wiedernutzbarmachung von Flächen. 
Es wird kein Vorhaben begründet, für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(nach Bundes- oder Landesrecht) durchzuführen wäre. Beeinträchtigungen 
von Natura 2000 Gebieten sind offensichtlich nicht gegeben.  
 
Das wiederum bedeutet, dass eine Umweltprüfung nicht durchgeführt werden 
muss und auch keine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung und somit auch kein 
Ausgleich erforderlich ist. Nach gesetzlicher Definition gelten in solchen Berei-
chen Eingriffe durch den Bebauungsplan bereits als zulässig.  
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3. Rahmenbedingungen 
 
3.1 Überörtliche Planungen 
 

 
Wasserschutzgebiet 
Das Plangebiet liegt im Wasserschutzgebiet Vaihingen Zone III B. 

 
3.2 Örtliche Planungen 

 
Sowohl der Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft 1980/1998 als 
auch die Fortschreibung 2020 (Verfahrensstand: Beschluss des gemeinsamen 
Ausschusses vom 26.07.2011) stellen das Plangebiet und die angrenzenden 
Bereiche als gemischte Baufläche dar.  

 
3.3 Bestehende Rechtsverhältnisse 

 
Bei dem Plangebiet mit seinen jetzigen Nutzungen handelt es sich um einen 
Innenbereich gemäß §34 mit einem Baulinienplan „Angel-Kehlweg“ aus dem 
Jahre 1904.  
 

3.4 Verfahrensablauf 
 
14. 12. 2011  Einleitungsbeschluss und Beschluss des städtebaulichen  

Entwurfs 
20.1. – 7.2.2012 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger 

öffentlicher Belange 
 

3.5 Wesentliche Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung  
 
Anhang 1 enthält eine zusammenfassende Darstellung der Anregungen der 
frühzeitigen Beteiligung und die Stellungnahme der Verwaltung. 
Seitens der Träger öffentlicher Belange gab es keine grundsätzlichen Beden-
ken.  
Im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung sind 2 Stellungnahmen von 
Anwohnern eingegangen.  
Diese haben vor allem kritische Bemerkungen und Hinweise zur Planung we-
gen der Beeinflussung der Wohnqualität der bestehenden Bebauung durch die 
geplanten Mehrfamilienhäuser gemacht (Einwohnerdichte, Anzahl der Vollge-
schosse, Stadtbild, Dachterrassen und Parkplatzsituation) und um Überprü-
fung der Planung gebeten. Dem wurde Rechnung getragen (siehe Anlage 1). 
Eine Korrektur der Planung war aber nicht geboten.  

 
3.6   Altlasten 

 
Seitens des Landratsamtes wurde im Juli 2012 für den Planbereich eine histori-
sche Erkundung über die bisherige Nutzung gefordert. Die im September von der 
Firma Geotechnik Südwest erfolgte Untersuchung kam zum Ergebnis, dass aus 
den erhobenen historischen Unterlagen sich keine relevanten Hinweise zu mögli-
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chen Schadstoffeinträgen während der gewerblichen Nutzung des Geländes er-
geben. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass die Firmen im Rahmen ihrer 
Tätigkeiten (Blechbearbeitung, Maschinen- und Apparatebau) Lösemittel und Mi-
neralölprodukte gelagert und eingesetzt wurden, auch wenn diese Tätigkeiten 
aus den Akten nicht ersichtlich sind. Empfohlen wird die technische Erkundung 
des Geländes durch Rammkernsondierungen mit Entnahme von Boden- und Bo-
denluftproben und Untersuchung auf leichtflüchtige Schadstoffe (CKW, AKW). 
Darüber hinaus sollten im Bereich des Heizöltanks und der Montagegrube nörd-
lich des Gebäudes Nr. 9 Bodenuntersuchungen vorgenommen werden. Im Falle 
eines Rückbaus der Gewerbehallen fällt asbesthaltiges Material aus der Dachde-
ckung an, das gesondert entsorgt werden muss. Weiterhin sollte im Vorfeld einer 
geplanten Rückbaumaßnahme die Erkundung der Bausubstanz auf schadstoff-
haltige Baumaterialen erfolgen.  

 
 

4. Beschreibung des Plangebiets (städtebauliche Daten – siehe Ziffer 10) 
 
 Lage  

 
Das Plangebiet liegt im östlichen Bereich der Kernstadt südlich der Kehlstraße 
zwischen Wilhelm –Feilstraße, Floschweg und Gutenbergstraße. 
 
Städtebaulicher Bestand 
Die Bebauungsstruktur ist sehr verschieden, bedingt durch unterschiedliche 
Wohnformen (Einfamilienhäuser, Geschosswohnungsbau) und Gewerbebauten 
(Büros, Hallen). Im Norden, Westen und Süden grenzen Wohngebiete an. Im Os-
ten grenzt das Gewerbegebiet Flosch an, dessen westlichster Teil (zwischen Gu-
tenbergstr. und Hans-Krieg-Str.) als Mischgebiet ausgewiesen ist.  
Die Gebäudehöhen liegen überwiegend bei II Vollgeschossen zuzüglich einem 
Dachgeschoss. Vorherrschend sind Satteldächer mit ca. 35° Dachneigung.  
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5. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen und örtlichen Bau-
vorschriften 

 
5.1 Grundsätze der Planung 

 
Grundlage für den Rechtsplanentwurf ist der städtebauliche Entwurf des Archi-
tekturbüros Raff in Bietigheim-Bissingen vom 15.11.2011 entsprechend der 
Beschlussfassung des Gemeinderates vom 14.12.2011. 

Plan ohne Maßstab 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5.2 Festsetzungen im Einzelnen     
 
Nutzung 
 
Für die Neubebauung ist ein allgemeines Wohngebiet geplant. Gartenbaube-
triebe und Tankstellen wären hier störend und gebietsuntypisch und werden 
aus diesem Grund ausgeschlossen.  
 
 
Bebauung 
Die Planung sieht sechs Mehrfamilienhäuser vor, am Floschweg mit zwei Voll-
geschossen und einem Satteldach (Dachneigung 35-40°). Im inneren Bereich 
sind Flachdachgebäude mit 3 Vollgeschossen und einem Aufenthaltsraum im 
4. Geschoss mit Dachterrasse und Dachgarten vorgesehen. Dieses Geschoss 
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ist aufgrund der geringen Fläche (maximal 1/3 der darunterliegenden Ge-
schossfläche) kein Vollgeschoss. Die Dachformen orientieren sich zum Rand 
hin (am Floschweg) an der direkt gegenüber vorhandenen Bebauung. Im inne-
ren Bereich des Plangebiets sind mit den Flachdächern neue Gebäudeformen 
vorgesehen. Die Flachdächer bringen hier eine ansprechende modernere Ge-
bäudeform mit dem Vorteil einer im Verhältnis zur Nutzbarkeit geringeren Ge-
bäudehöhe ins Gebiet, die als „Dreierpack“ ein zusammen gehörendes En-
semble bildet.  
Der Unterschied der maximalen Gebäudehöhe zwischen den Satteldächern 
und den Flachdachhäusern beträgt 20 cm.  
Die maximal überbaubare Grundfläche liegt für den gesamten Geltungsbe-
reich bei 35%, was für eine Innenstadtlage gut vertretbar ist. Die reine mit Ge-
bäuden überbaute Fläche liegt im städtebaulichen Entwurf bei 30%. Diese 
wurde jedoch zu Gunsten einer größeren Flexibilität um 5 % erhöht. Die 
Grundfläche darf für Nebenanlagen wie Stellplätze, Tiefgaragen und Zufahrten 
noch um das Doppelte überschritten werden, damit diese auf den privaten 
Flächen untergebracht werden können.  
Die Ermittlung der zulässigen Gebäudehöhe erfolgt über eine Bezugshöhe 
/empfohlene Erdgeschossfußbodenhöhe), die ca. 50-70 cm über dem natürli-
chen Gelände liegt. Die maximal zulässige Firsthöhe liegt bei den Satteldach-
gebäude 11,50 m über dieser Bezugshöhe, bei den Flachdachhäusern sind es 
maximal 11,70 m. Die Traufhöhe der Satteldachhäuser darf maximal 6,50 m 
über der Bezugshöhe liegen, deren Dachneigung darf zwischen 35 und 40° 
betragen. Diese Maße lassen für die Planung noch ein gewisses Maß an Fle-
xibilität zu. Somit bewegen sich die Gebäude in der Höhe und Kubatur, wie sie 
auch in der umgebenden Wohnbebauung zu finden sind. 
Um die farbliche Einfügung in das Stadtbild zu gewährleisten sind Ziegelfar-
ben in den Farbtönen rot bis rot braun zulässig. Zur Klarstellung der Gebäu-
deausrichtung sind Firstrichtungen vorgegeben.  
Die Regelungen für die Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Quergiebel und 
Dachflächenfenster dienen ebenfalls der Erhaltung einer typischen Dachland-
schaft mit gängigen Proportionen.  
Grundsätzlich begrüßt werden Solaranlagen, die sich jedoch bei Satteldächern 
der Dachneigung angleichen und auf dem Dach aufliegen müssen. Bei Flach-
dächern ist aus gestalterischen Gründen die Höhe der Anlagen und der Ab-
stand zur Außenwand geregelt. 
Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen unterliegen aus gestalterischen 
Gründen einer Einschränkung hinsichtlich Höhe und Material.  
 
Erschließung 
Das Gebiet wird über den Floschweg erschlossen.  
Ins Gebietsinnere führt eine private Stichstraße, die als fußläufige Er-
schließung der Gebäude und als Feuerwehrzufahrt dient. 
Die innere Erschließung wird durch den Vorhabenträger erstellt. 
 
Parkierung, Nebenanlagen 
Das Parken erfolgt überwiegend in einer Tiefgarage. Zusätzlich dürfen ent-
lang der öffentlichen Verkehrsflächen auf den privaten Grundstücken Stell-
plätze angeordnet werden. 



 7 

Da in der Umgebung beengte Parkverhältnisse vorherrschen, wurden die 
örtlichen Bauvorschriften mit einer Stellplatzverpflichtung versehen, die ab-
hängig von der Wohnungsgröße eine Mindestanzahl von Stellplätzen for-
dert. Somit ist davon auszugehen, dass keine zusätzliche Inanspruchnah-
me von öffentlichem Parkraum in den angrenzenden Straßen zu Stande 
kommt.  
Aufgrund der Wohnform (Geschosswohnungsbau) und der Grundstückssi-
tuation (tiefes Grundstück mit vergleichsweise geringem Anteil an öffentli-
cher Erschließung) ist der erhöhte Stellplatzschlüssel trotz gutem ÖPNV 
Angebot (Busbahnhof Grabenstraße ca. 700m Fußweg, nächste Bushalte-
stelle ca. 300m Fußweg) gerechtfertigt.  
 

 
6. Umweltbericht, Eingriffs- und Ausgleichsbewertung, Grünordnung 
 

Da die Bebauungsplanänderung nach § 13a BauGB erfolgt, ist weder eine 
Umweltprüfung noch eine Eingriffs- Ausgleichsbewertung erforderlich.  
Im Übrigen ändert sich durch diese Bebauungsplanänderung nichts Wesentli-
ches im Hinblick auf Umweltbelange. 
 
 

7. Ver- und Entsorgung 
 

Die für das Baugebiet erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen werden in 
ortsüblicher Weise an die den Planungsraum tangierenden Leitungsnetze an-
geschlossen. Die Versorgung mit Strom und Wasser ist, ebenso wie die Ablei-
tung des Abwassers (Schmutzwasser) gesichert.  
 
Das Plangebiet wird an die vorhandene Kanalisation angeschlossen und wie 
bisher im Mischsystem entwässert. Da es sich um eine Umnutzung von Ge-
werbe zu Wohnen handelt verändert sich die Abwasserbelastung nicht grund-
sätzlich.  
Das Oberflächenwasser soll soweit als möglich auf den jeweiligen Grundstü-
cken versickert werden. Aus diesem Grund sind sämtliche private befestigte 
Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. Auch eine Brauch-
wassernutzung ist natürlich zugelassen. 
 

 
8. Folgeverfahren, Realisierung, Kosten 

 
Ein Umlegungsverfahren ist nicht erforderlich. Zur Realisierung des Baugebie-
tes bedarf es eines städtebaulichen Vertrages. 
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9. Städtebauliche Daten (ca. – Werte) 
 
Plangebiet (Geltungsbereich)   5.152 m² 
Nettobauland     5.152 m² 
Geplante Mehrfamilienhäuser   6 
Anzahl der Wohneinheiten pro Gebäude 6-8 
Gesamtanzahl der Wohneinheiten  40 
Einwohnerdichte (Hochrechnung) ca. 120 EW / ha Bruttobauland 

bei einer angenommenen lang-
fristigen durchschnittlichen Be-
legungsdichte von ca. 2 EW / 
WE 

 
 
 
Aufgestellt: Stadtplanungsamt, Vaihingen Enz, 21.06.2012 / 19.12.2012 
 


